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Leukämie in der
Elbmarsch:
Am 29. Juli 2002 veröf-
fentlichte der Staatssekre-
tär des schleswig-holstei-
nischen Finanz- und
Energieministeriums
Voigt ein bestelltes strah-
lenbiologisches Gutach-
ten. Er meint dazu, daß
man nichts genaues zur
Ursache der Leukämie-
häufung in der Elb-
marsch sagen könne.
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Leukämie in der
Elbmarsch:
Mehr als ein Jahr zuvor
war dieses Gutachten von
dem Strahlenbiologen A.
F. G. Stevenson abgelie-
fert worden. Es kommt zu
einer völlig anderen Be-
wertung als der Staatsse-
kretär. Dieser sieht nun
den Gutachterauftrag als
nur teilweise erfüllt an
und Stevenson muß einen
Prozeß um sein Geld
führen. Seite 1

Nahrungsmittel-
Belastungen:
Auch 16 Jahre nach
Tschernobyl sind Aus-
wirkungen der Reaktor-
katastrophe in Deutsch-
land zu beobachten. Das
Bundesamt für Strahlen-
schutz rät immer noch,
zur Minimierung der
Strahlenbelastung auf
Wildbret, Waldpilze und
Waldbeeren zu verzich-
ten.

Seite 5

Nahrungsmittel-
Belastungen:
Der Überblick über die
zuletzt gemessenen radio-
aktiven Belastungen von
Nahrungsmitteln zeigt
weiterhin deutliche Bela-
stungen bei Pilzen, Wald-
beeren, Wildfleisch und
Raubfischen mit dem
Leitnuklid Cäsium-137.
Besonders für junge Men-
schen empfiehlt sich des-
halb Zurückhaltung beim
Verzehr. Seite 6

Lehrbuch oder Wirklichkeit
Es ist eine Tatsache, daß in

verschiedenen Ländern er-
höhte Leukämie- und Krebs-

raten in der Umgebung kern-
technischer Anlagen aufge-
treten sind. Zur Frage der
Verursachung ist die stereo-
type Antwort von Betreibern,
Behörden und den für sie
sprechenden Wissenschaft-
lern, daß ein Zusammenhang
mit der Radioaktivität nicht
bestehen könne, da der beob-
achtete Effekt durch die ge-
ringfügig erhöhte Strahlenbe-
lastung der Bevölkerung nicht
zu erklären sei.

An dieser Stelle gäbe es zwei
grundsätzlich unterschiedliche
Verhaltensmöglichkeiten. Die
Behörden wählten in unserem
Fall die einfache: sie legten
die Bleistifte aus der Hand,
weil es offensichtlich kein
Problem gibt, weil es nach
dem Lehrbuch kein Problem
geben kann. Möglich wäre es
durchaus auch, die Lehrbuch-
sätze, Vorschriften und Ge-
wohnheiten zu überprüfen, die
der Wahrnehmung des Pro-
blems im Wege stehen. Das
ist ein Moment, der in der Ge-
schichte der Wissenschaften
wieder und wieder genau da
festzustellen ist, wo die Türen
zu neuen Erkenntnissen aufzu-
stoßen waren.

Den Dosis/Wirkungs-Zusam-
menhang glaubt man durch
die Befunde in Hiroshima und
Nagasaki im wesentlichen zu
kennen. Tatsächlich hat er
sich in den vergangenen Jahr-
zehnten so sehr verändert, daß
niemand sicher sagen kann,
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schätzt Gefälligkeitsgutachten
– unbequeme Gutachter werden als Dilettanten
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daß wir gerade jetzt genau Be-
scheid wissen. Überhaupt ist
die Übertragbarkeit des Do-
siswirkungszusammenhangs
von den japanischen Überle-
benden, die durch die hochen-
ergetische Gammastrahlung
des atomaren Blitzes getroffen
wurden, auf die Strahlen-
exposition einer Bevölkerung
bei chronischer Aufnahme
künstlich erzeugter Alpha-
und Betastrahler eine sehr
fragwürdige Angelegenheit.

Die Bevölkerungsdosis, die
durch die radioaktiven Abga-
ben kerntechnischer Anlagen
verursacht wird, ist zwar ein
Maß für die Strahlenbelastung
der Bevökerung in der Umge-
bung der Anlagen, aber sie ist
kein Meßwert, sie wird rech-
nerisch nach einem ziemlich
komplizierten amtlich verord-
neten Verfahren ermittelt.
Dazu gehören viele modell-
hafte Annahmen über die
Ausbreitung und Umsetzung
der Radionuklide in den Um-
weltmedien bis hin zur Auf-
nahme und Speicherung im
menschlichen Organismus.
Man unterscheidet grob, was
über die Luft, und was über
den Wasserpfad verbreitet
wird. Man braucht Daten zur
Wetterlage und Windrichtung
und man hat gemessene Emis-
sionswerte – die hat aber der
Betreiber ermittelt. Es versteht
sich von selbst, daß in eine
solche Kette von Berechnun-
gen eine Fülle von Parametern
eingeht, die man in der jewei-
ligen Konstellation nicht ge-
nau kennen kann. Es ist nie-
mals nachgewiesen worden,
daß die ermittelte Dosis „kon-
servativ“ ist, das heißt niemals
die Gefahr unterschätzt – au-
ßer bei ganz extremen Kon-
stellationen, die wegen ihrer
Seltenheit insgesamt keine
Rolle spielen sollen.

Anwendern dieser Rechenver-
fahren fällt auf, daß sämtliche
Parameter, die in der Aus-
breitungsrechnung nach der
Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift (AVV) zu Paragraph
45 der Strahlenschutzverord-
nung zu verwenden sind so-
wie die Faktoren, die angeben,

welche Dosis bei Inhalation
oder Verschlucken eines
Becquerels einer radioaktiven
Substanz den Menschen bela-
stet, ohne Vertrauensbereiche
(Fehlerbereiche) angegeben
werden. Die behauptete Kon-
servativität aller dieser Re-
chenschritte ist niemals nach-
gewiesen worden. In letzter
Zeit mehren sich daher be-
gründete Zweifel an der Ver-
läßlichkeit der Dosisfaktoren.

Zur Diskussion der grund-
sätzlichen Vorgehensweise
gehört im konkreten Fall des
weiteren die Frage, ob die we-
nigen prinzipiell meßbaren
Eingangsgrößen – nämlich die
radioaktiven Emissionen der
Anlage – genügend genau
überwacht und bestimmt wer-
den. (Es ist nebenbei schon
interessant, daß wir seit Au-
gust 2001 eine neue Strahlen-
schutzverordnung haben, aber
immer noch die AVV aus dem
Zusammenhang der alten
Strahlenschutzverordnung
gilt. Es wäre wünschenswert,
wenn die Diskussion der

neuen AVV unter Einbezie-
hung der hier nur angerissenen
Probleme offen geführt wür-
de.)

Der grüne Auftrag
Die grüne Landtagsfraktion in
Schleswig-Holstein wollte
1996 bei ihrem Eintritt in die
Landesregierung endlich ein-
mal des Pferd von vorn auf-
zäumen und hat sich bei den
Koalitionsverhandlungen ein
aufklärerisches Projekt be-
züglich der Leukämiefälle
ausbedungen, die in unmittel-
barer Nähe der Geesthachter
Atomanlagen aufgetreten wa-
ren. In einem Strahlenbiologi-
schen Gutachten sollten die
kritischen Punkte und mögli-
chen Erkenntnislücken unter-
sucht werden. Andere denk-
bare Verursacher der Leukä-
mieerkrankungen als Strah-
lung waren bereits durch die
Arbeit der niedersächsischen
Leukämiekommission ausge-
schlossen worden. Deshalb
sollte nach Umständen gefragt
werden, unter denen das bei
Geesthacht vorhandene radio-

aktive Potential als Auslöser
der Erkrankungen angesehen
werden könnte.

Demzufolge wurde 1997
durch das Schleswig-Holstei-
nische Ministerium für Finan-
zen und Energie (MFE), das
die Atomaufsicht der Geest-
hachter Anlagen innehat, ein
Gutachtenauftrag an Priv.-
Doz. Dr. A. Frederick G. Ste-
venson, den wissenschaftli-
chen Geschäftsführer der
schleswig-holsteinischen Leu-
kämiekommission, erteilt. Ste-
venson hatte dazu ein Konzept
erarbeitet und eine Reihe von
Unterauftragnehmern aus den
verschiedenen beteiligten
Fachdisziplinen vorgeschla-
gen. Die Einzelbeiträge sollten
im Hinblick auf die genannte
Fragestellung vom Hauptgut-
achter Stevenson ausgewertet
werden.

Das Gutachten
Das im April 2001 vorgelegte
Ergebnis, das mit den
Einzelgutachten im Anhang
ein umfangreiches Werk von
etwa 1650 Seiten darstellt,
wurde nunmehr durch das
MFE vorgestellt. In einer
Presseerklärung vom 28. Juli
2002 teilte der (Grüne) Staats-
sekretär Wilfried Voigt mit:
„... dass auf Grund der festge-
setzten und tatsächlichen
Emissionen kein begründeter
Verdacht auf eine Verursa-
chung der Leukämien durch
die radioaktive Strahlung des
örtlichen Atomkraftwerks be-
steht.“

Dies ist nun allerdings etwas
ganz anderes, als der Gutach-
ter Stevenson aussagt. Steven-
son zeigt erstens auf, daß die
Überwachung der Anlagen
vom Konzept her unzuläng-
lich ist, da alphastrahlende
Kernbrennstoffe und Brutpro-
dukte wie Uran und Pluto-
nium, die vergleichsweise
hohe Strahlenbelastungen er-
zeugen können, sowie reine
Betastrahler wie Strontium-90
und Tritium immissionsseitig
nicht angemessen überwacht
werden. Zweitens stellt er fest,
daß die örtlichen Geländebe-
dingungen bei der Anwen-
dung der AVV nicht berück-

Wer das Geld vergibt, will das Ergebnis
bestimmen

„Das von Dr. Stevenson vorgelegte Gutachten kommt ei-
nerseits zu der Schlussfolgerung, dass die Möglichkeit
strahlenbedingter Häufung kindlicher Leukämien in der
Elbmarsch nicht auszuschließen ist. Andererseits hat das
Gutachten aber auch ergeben, dass auf Grund der festge-
setzten und tatsächlichen Emissionen kein begründeter
Verdacht auf eine Verursachung der Leukämie durch die
radioaktive Strahlung des örtlichen Atomkraftwerks be-
steht“. Diese Einschätzung verkündete der Staatssekretär
Wilfried Voigt (Grüne) vom Ministerium für Finanzen und
Energie des Landes Schleswig-Holstein am 29. Juli 2002
bei der Vorstellung eines 1997 von seinem Ministerium
bestellten strahlenbiologischen Gutachtens zur Frage der
Strahleninduktion kindlicher Leukämien in der Umgebung
von Kernkraftwerken. Dieses Gutachten war bereits länger
als ein Jahr zuvor, im April 2001, von strahlenbiologischen
Experten aus dem In- und Ausland und unter der Federfüh-
rung des international renommierten und habilitierten
Kieler Strahlenbiologen Dr. A. Frederick G. Stevenson fer-
tiggestellt und an den Auftraggeber abgeliefert worden.
Stevenson kommt in dem Gutachten allerdings zu einer
völlig anderen Bewertung als der Staatssekretär Voigt.
Am 13. August 2002 schließlich sind Teile des Gutachtens
in die Homepage des Ministeriums für Finanzen eingestellt
worden, die über http://www.landesregierung.schleswig-
holstein.de erreichbar ist. Es fehlen dort die drei Beiträge
der Bremer Medizinphysikerin Prof. Dr. Inge Schmitz-
Feuerhake. l
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sichtigt werden, so daß da-
durch und durch die Vereinfa-
chungen bei der Wettermo-
dellierung Fehler in der Er-
mittlung der örtlichen Aktivi-
tätskonzentration um bis zu 3
Größenordnungen entstehen
können. Bestätigt wird das
durch zahlreiche Meßwerte
von Reaktornukliden in der
Umgebung der kerntechni-
schen Anlagen, die im Wider-
spruch zu den Rechenergeb-
nissen der AVV stehen, die
sich auf die von den Betrei-
bern angegebenen Emissionen
stützen.

Weiterhin werden mögliche
Dosisunterschätzungen um bis
zu 2 Größenordnungen durch
die Verwendung fehlerhafter
Dosisfaktoren festgestellt. Im
Komplex der strahlenbiologi-
schen Erkenntnisse werden
wissenschaftlich nachgewie-
sene Wirkungsmechanismen
aufgezeigt, die eine sehr viel
stärkere strahlenbedingte Leu-
kämieerzeugung möglich er-
scheinen lassen als in den bis-
her üblichen Betrachtungen
zugrunde gelegt wird. Auch
wird auf die im Tierexperi-
ment nachgewiesene schädi-
gende Wirkung von kleinsten
Mengen Plutonium auf das
blutbildende System (in dem
die Leukämie ausgelöst wird)
des Embryos hingewiesen.

Das Gutachten bietet eine
Übersicht über die wesentli-
chen Forschungsergebnisse
der letzten Jahre zur Strahlen-
biologie und Strahlenmedizin
im Niederdosisbereich. Über
die Erkenntnisse der strahlen-
biologischen Forschung hin-
aus wird eine neue Betrach-
tung der für den Strahlen-
schutz der Bevölkerung benö-
tigten meßtechnischen und
theoretischen Konzepte ange-
stellt. Dabei geht es auch um
die wissenschaftlich überfäl-
lige Kritik der gegenwärtigen
Annahmen zur Dosisbegren-
zung und Dosisermittlung
durch die Internationale Strah-
lenschutzkommission ICRP,
auf denen die nationalen
Strahlenschutznormen basie-
ren, und die von den natio-
nalen Strahlenschutzgremien

vertreten werden. Damit
wurde nicht nur für den An-
wendungsfall Elbmarsch son-
dern auch für den allgemeinen
Strahlenschutz ein einzigarti-
ges Kompendium vorgelegt,
dessen möglichst weite Ver-
breitung man sich wünschen
muß. (Die Beiträge der ein-
zelnen Gutachter sind im An-
hang aufgelistet.)

Machtmißbrauch
Der Auftraggeber hat in einer
Presseerklärung behauptet,
daß der Gutachter Stevenson
seinen Auftrag nicht voll-
ständig erfüllt habe und des-
halb ein Teil des Honorars ge-
kürzt werden müsse. Unab-
hängig vom Wahrheitsgehalt
dieser Aussage erscheint als
ungewöhnlich und unzulässig,
daß der Auftraggeber eines
Gutachtens Fragen dieser Art
in die Presse bringt. Was Ste-
venson nicht erfüllt hat, ver-
schweigt der Auftraggeber.
(Um ein „Honorar“ hat es sich
nach Auskunft von Herrn Ste-
venson dabei gar nicht gehan-
delt, der diese umfangreiche
Aufgabe als Landesbedien-
steter ohne Zusatzentgelt aus-
geführt hat, sondern um eine
Aufwandsentschädigung, aus
der die Unterauftragnehmer zu
bezahlen waren. Offensicht-
lich wird er wegen der Weige-
rung, unbequeme Fakten zu
unterdrücken, mittels vorent-
haltener Kostenerstattung
noch zu einer Strafzahlung
verdonnert.)

Nicht mitgeteilt wird in der
Presseerklärung, daß die Auf-
traggeber von Stevenson unter
anderem erfolglos verlangt
hatten, die Beiträge der Gut-
achterin Prof. Schmitz-Feuer-
hake nicht zu berücksichtigen,
die sich gerade zu Mängeln in
der Umgebungsüberwachung,
des Überwachungskonzepts
und zur Vertrauenswürdigkeit
von Dosisfaktoren geäußert
hat. Auch ihr bemerkenswer-
ter Beitrag zu undeklarierten
Leckagen des Reaktors
Krümmel sollte nicht berück-
sichtigt werden. In der vom
MFE veröffentlichten Version
des Gutachtens sind die Bei-
träge von Schmitz-Feuerhake

nicht dokumentiert.

Schmitz-Feuerhake wurde
vom MFE nachträglich als
Gutachterin für das Strahlen-
biologische Gutachten dis-
qualifiziert, nachdem sie 1998
festgestellt hatte, in der Elb-
marsch gebe es auffalend hohe
Werte für Plutonium und an-
dere Transurane. Der Gutach-
ter Stevenson sieht ihre An-
gaben allerdings durch die
jüngsten Arbeiten der Gruppe
ARGE PhAM [1-5] bestätigt.

Erinnerungen
Dieses Vorgehen des MFE
gegenüber einem unabhängi-
gen Gutachter reiht sich ein in
die Kette der Bemühungen des
MFE, das Leukämieproblem
gesundzubeten und auszusit-
zen.

Bereits im ersten Gutachten,
das das MFE kurz nach Aner-
kennung des Problems im
März 1992 vorlegte, wurde
jeglicher Zusammenhang mit
den radioaktiven Emissionen
der Anlagen bestritten [6]. Der
damalige Energieminister
Janssen (SPD) war jedoch
immerhin um Aufklärung be-
müht und bewirkte, daß in die
zu gründende schleswig-hol-
steinische Expertenkommis-
sion Leukämie auch atomkri-
tische Wissenschaftler berufen
wurden. Deren Erkenntnisse
wurden aber nicht nur von
seiner eigenen Behörde, son-
dern auch von seinem Nach-
folger, dem heute noch amtie-
renden Minister Möller, völlig
ignoriert. Nach Bildung der
Koalitionsregierung vergaß
auch der grüne Staatssekretär
Voigt sehr schnell seine vor-
herigen Forderungen nach
schonungsloser Ursachener-
forschung und betrieb im fol-
genden die Diskreditierung
der Aufklärer.

Die Leukämiekommission
kam 1997 zu dem Schluß, daß
radioaktive Emissionen für die
Erkrankungen verantwortlich
seien [7] und berief sich dabei
auf dokumentierte Umwelt-
kontaminationen und Ergeb-
nisse der biologischen Dosi-
metrie in der Bevölkerung [8-
13]. Die Aufsichtsbehörde

hingegen ersann eine Reihe
von hanebüchenen Behaup-
tungen, um sich nicht mit den
kritischen Befunden auseinan-
dersetzen zu müssen [10,14].
Sie kann sich auf eine breite
Front behördlicher, politischer
und wissenschaftlicher Ab-
wiegler stützen [10,15-20].

Bei den später aufgekomme-
nen Fragen der Elbmarsch-
kontamination mit Plutonium
und anderen Kernbrennstoffen
ging das MFE dann allerdings
dazu über, die Gutachten
selbst zu schreiben. Nach dem
Wirbel um die von Schmitz-
Feuerhake mitgeteilten Pluto-
niumgehalte in Dachboden-
staub, waren zunächst das
Öko-Institut Darmstadt und
das Physikerbüro Bremen be-
auftragt worden, ein Konzept
für eine eigene behördliche
Dachstaubuntersuchung zu er-
arbeiten. Die Ergebnisse soll-
ten dann von diesen externen
Gutachtern interpretiert wer-
den. Stattdessen blieben sie
ein dreiviertel Jahr lang un-
veröffentlicht, weil sie offen-
sichtlich wegen des zu hohen
Anteils an dem relativ kurzle-
bigen Plutoniumisotop 241
(Halbwertszeit 13,2 Jahre)
nicht zu der These des Mini-
steriums, es wäre „alles Atom-
bombenfallout“, paßten. Dann
wurde ein Bericht des lang-
jährigen Referatsleiters Reak-
toraufsicht des MFE, Dr. Wol-
ter, vorgelegt, der behauptet,
das aufgefundene Plutonium
setze sich aus Fallout von den
früheren Atomwaffenversu-
chen und des Tschernobylun-
falls zusammen. Es läßt sich
leicht zeigen, daß diese Inter-
pretation nicht haltbar ist [21-
23].

Um die Befunde der ARGE
PhAM über Kernbrennstoff-
kügelchen und angereichertes
Uran zu widerlegen, erschien
im November 2001 ein vom
MFE in Auftrag gegebenes
Sachverständigengutachten
eines sonst wenig bekannten
Büros SAST. Für SAST ar-
beitet überraschenderweise
Dr. Wolter, der inzwischen
vorzeitig pensioniert wurde,
so daß er nun als „unabhängi-
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ger Gutachter“ von außerhalb
für das Ministerium wirken
kann – für die Sachgebiete,
die er zuvor selbst zu verant-
worten hatte. In seinem Gut-
achten wird wiederum fälsch-
lich behauptet, bei einer am
12. September 1986 auf dem
Kernkraftwerksgelände fest-
gestellten Radioaktivitätsan-
sammlung handele es sich um
einen Aufstau natürlicher Ra-
dioaktivät (Radon), angerei-
chertes Uran gäbe es in der
Elbmarsch nicht, und die
Meßwerte der ARGE PhAM
seien deshalb falsch, weil man
selbst solche Meßwerte nicht
feststellen könne [24].

Möglich ist das Verhalten der
Aufsichtsbehörde natürlich
nur, weil eine offizielle In-
stanz, die die Interessen der
betroffenen Bevölkerung
wahrnimmt, in unserem Staat
offensichtlich nicht existiert.
Die Wissenschaftler, diean der
Aufklärung der Phänomene in
der Elbmarsch interessiert
sind, werden Schleswig-Hol-
steinischen Leukämiekommis-
sion trotz der hier angedeute-
ten Schwierigkeiten mit Un-
terstützung der Ärztevereini-
gung IPPNW einen Bericht
zum gegenwärtigen Erkennt-
nisstand zu der besonderen
Art der radioaktiven Verseu-
chung der Elbmarsch und ih-
rer Hintergründe vorlegen.

Dr. Sebastian Pflugbeil,
Präsident,

für den Vorstand der Ge-
sellschaft für Strahlenschutz
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Auch 16 Jahre nach Tscher-
nobyl sind Auswirkungen der
Reaktorkatastrophe in
Deutschland zu beobachten.
Zwar seien die Nahrungsmit-
tel insgesamt nur noch sehr
gering radioaktiv kontami-
niert, einzelne Produkte wie
Wild und bestimmte Pilzarten
seien aber immer noch hoch
belastet. Das teilte das Bun-
desamt für Strahlenschutz
(BfS) Ende April 2002 mit.

Bereits die ersten Jahre nach
dem Reaktorunfall von
Tschernobyl hätten gezeigt, so
das BfS, daß die Nahrungs-
mittel des Waldes wesentlich
höher radioaktiv kontaminiert
sein können als landwirt-
schaftliche Erzeugnisse. Dies
liege an der unterschiedlichen
Beschaffenheit von Waldbö-
den und landwirtschaftlich ge-
nutzten Böden. Die Aktivi-
tätskonzentrationen von Cä-
sium-137 in landwirtschaftli-
chen Produkten lägen derzeit
in Deutschland im Bereich
von nur einigen Becquerel pro
Kilogramm (Bq/kg) und dar-
unter. Anders stelle sich die
Situation bei wild wachsenden
Speisepilzen, Waldbeeren und
beim Wildbret dar. Hier wür-
den auch 16 Jahre nach dem
Reaktorunfall von Tscherno-
byl deutlich höhere Cäsium-
137-Aktivitäten gemessen.
Das Bundesamt für Strahlen-
schutz gehe seit 1987 im
Rahmen mehrerer For-
schungsvorhaben der Frage
nach, wie sich die Aktivitäts-

konzentrationen in diesen
Nahrungsmitteln zeitlich ent-
wickeln und welche Ursachen
hierfür verantwortlich sind.

Bei Pilzen sind dem BfS zu-
folge art- und standortspezi-
fisch unterschiedliche Konta-
minationen festzustellen. Da-
bei schwanke die Kontamina-
tion einer Pilzart von Standort
zu Standort wesentlich stärker
als die Änderungen von Jahr
zu Jahr. In Südbayern und im
Bayerischen Wald würden bei
Maronenröhrlingen und Sem-
melstoppelpilzen noch bis zu
einigen 1.000 Bq/kg Cäsium-
137 gemessen. Steinpilze und
Pfifferlinge könnten mehrere
100 bis 1.000 Bq/kg aufwei-
sen, bei Parasolpilzen seien es
bis zu 100 Bq/kg. Messungen
des BfS an einem ausgewähl-
ten Waldstandort im Münch-
ner Raum hätten im Jahr 2001
für Cäsium-137 Werte bis
circa 3.500 Bq/kg für Sem-
melstoppelpilze und bis circa
2.500 Bq/kg für Maronen-
röhrlinge ergeben. Steinpilze
und Fichtenreizker lägen im
Bereich von einigen 100
Bq/kg. Deutlich höher konta-
miniert als alle übrigen Spei-
sepilze seien die unterirdisch
wachsenden Hirschtrüffel im
Bayerischen Wald mit durch-
schnittlich 26.000 Bq/kg.
Diese würden gezielt von
Wildschweinen gesucht und
gefressen.

Die Kontamination von Pilzen
sei sowohl von der Cäsium-
137-Konzentration in der

Umgebung des Pilzmyzels als
auch vom speziellen Anrei-
cherungsvermögen der jewei-
ligen Pilzart abhängig. Da Ra-
diocäsium langsam in tiefere
Schichten des Waldbodens
wandert, würden die Aktivi-
tätswerte in Pilzen, die ihre
Nährstoffe aus den oberen
Bodenschichten beziehen, in
den nächsten Jahren allmäh-
lich zurückgehen. Zugleich
erwarte man bei den wenigen
Pilzarten mit Myzelien in den
tiefer liegenden Boden-
schichten nahezu unveränderte
oder sogar leicht erhöhte
Radiocäsiumaktivitäten zu
messen.

Auch bei Waldbeeren kann
dem BfS zufolge der Cäsium-
137-Gehalt je nach Art erheb-
lich variieren, wobei Heidel-
beeren und Preiselbeeren im
Allgemeinen höhere Aktivi-
täten aufwiesen als Himbeeren
und Brombeeren. Im Münch-
ner Raum erreichten die Cä-
sium-137-Aktivitäten von
Heidelbeeren und Preiselbee-
ren Werte zwischen 50 und
einigen 100 Bq/kg.

Wildbret sei je nach Tierart
sehr unterschiedlich belastet.
So seien in einem vergleichs-
weise hoch belasteten Unter-
suchungsgebiet im Bayeri-
schen Wald für Wildschweine
in den letzten Jahren Werte
von durchschnittlich 7.000 bis
9.000 Bq/kg (mit einem Spit-
zenwert von rund 65.000
Bq/kg) gemessen worden,
während die Kontamination

von Rehwild im Jahr 2000 im
Mittel etwa 800 Bq/kg betra-
gen habe. Die Ursache für die
stark unterschiedliche Konta-
mination verschiedener Wild-
tierarten liege im Wesentli-
chen in ihrem Ernährungsver-
halten.

Das BfS hat ein Forschungs-
vorhaben initiiert, das die Ur-
sachen für die vergleichsweise
hohe Kontamination von
Wildbret, insbesondere von
Wildschweinen, detailliert
aufklären und die zukünftige
Kontamination von Wild-
schweinen prognostizieren
soll.
Wichtig für die Beurteilung
möglicher gesundheitlicher
Folgen sei die Strahlenexposi-
tion, die sich aus dem Verzehr
kontaminierter Lebensmittel
ergibt. In Deutschland sei es
nicht erlaubt, Lebensmittel
mit einem Radiocäsiumgehalt
von mehr als 600 Bq/kg in
den Handel zu bringen, erklärt
das BfS. Diese Beschränkung
gelte jedoch nicht für den Ei-
genverzehr, selbst gesammel-
ter Pilze oder erlegter Tiere.
Die Aufnahme von 80.000
Becquerel Cäsium-137 ent-
spreche einer Strahlenexposi-
tion von circa 1 Millisievert
(mSv). Der Verzehr von 200
Gramm Pilzen mit etwa 4.000
Bq/kg Cäsium-137 habe bei-
spielsweise eine Exposition
von 0,01 mSv zur Folge, was
weniger als einem Hundertstel
der jährlichen natürlichen
Strahlenexposition entspreche,
die in Deutschland im Mittel
zwischen 2 und 3 mSv liege
und je nach örtlichen Gege-
benheiten bis zu 10 mSv er-
reichen könne. Wenn Wild-
bret, wildwachsende Speise-
pilze und Waldbeeren in übli-
chen Mengen verzehrt wür-

16 Jahre nach Tschernobyl

Das Bundesamt für Strahlenschutz rät zur Mini-
mierung der Strahlenbelastung zum Verzicht auf
Wildbret, Waldpilze und Waldbeeren


